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ABSTIMMUNGEN VOM 14. JUNI 2026

Zwei linke Volksinitiativen – 
«Wohnungsinitiative» 
und «Wohnschutz-Initiative»
Das Zürcher Stimmvolk befindet am 14. Juni über zwei linksgrüne Wohn-Initiativen. 
Einerseits soll der Staat verstärkt im Wohnungsmarkt aktiv werden, andererseits soll 
der Mietzins künftig durch staatliche Behörden kontrolliert werden.

Die sogenannte «Wohnungsinitiative» 
möchte mehr günstige und gemeinnüt-
zige Wohnungen erstellen lassen. Mit 
mindestens 500 Millionen Franken soll 
der Kanton mit einer neu zu gründen-
den Anstalt in den Wohnungsmarkt ein-
greifen. Er soll Häuser und Wohnungen 
kaufen, halten, bewirtschaften und dies 
muss alles auch noch CO2-nachhaltig 
geschehen. Die SVP anerkennt, dass es 
in gewissen Regionen unseres Kantons 
schwierig ist, eine passende Wohnung 
zu finden, jedoch sind die vorliegen-
den linken Staatseingriffe nicht dazu 
geeignet, eine Lösung zu finden, und 
sind aus Sicht der SVP abzulehnen. Ein 
starker staatlicher Eingriff in den Woh-
nungsmarkt bewirkt, dass die Boden-
preise weiter ansteigen werden, denn 
der Staat ist ein kaufkräftiger Player 
im Wohnungsmarkt. Und es wird ver-
kannt, dass der Staat nicht besser baut, 
sondern schlechter. Studien belegen, 
dass ein Bauprojekt bis 50 Prozent teu-
rer wird, wenn die Öffentlichkeit der 
Bauherr ist.

Mehrere Negativbeispiele
Bei der zweiten Vorlage, der Wohn-
schutz-Initiative, wird weiter in den 
Topf der Staatsinterventionen gegriffen. 
Neu sollen Baubewilligungen an einen 
Mietzinsdeckel gekoppelt werden. Ein 
Staatsangestellter wird entscheiden, wie 
hoch der Mietzins einer Wohnung nach 
der Renovation ausfallen darf. Die ne-
gativen Folgen für den Wohnungsbe-
stand sind bekannt. Sowohl im Kanton 

Genf als auch im Kanton Basel-Stadt 
sind solche einschneidenden Anforde-
rungen gültig. Diese haben dazu ge-
führt, dass im Kanton Genf der Zustand 
vieler Wohnungen als sehr schlecht ein-
gestuft wird. Kein Kanton hat einen hö-
heren Anteil an Ölheizungen als Genf. 
Dies zeigt deutlich: Auch energetische 
Sanierungen werden durch hohe Vor-
schriften gebremst. Ähnlich deutlich 
zeigen sich die negativen Auswirkun-
gen von staatlichem Wohnschutz im 
Kanton Basel-Stadt. Seit der Einführung 
der Wohnschutzmassnahmen sind die 
Handwerkeraufträge massiv eingebro-
chen. Die strengen Regelungen haben 

dazu geführt, dass die privaten Immo-
bilien-Eigentümer keine Renovationen 
mehr durchführen, weil die dadurch 
entstehenden Mehrkosten nicht mehr 
auf den Mietzins überwälzt werden 
können.

Linke Kurzsichtigkeit
Was ist eigentlich das Hauptproblem 
im Immobilienmarkt? Das Hauptprob-
lem liegt bei der Schere zwischen An-
gebot und Nachfrage. Es sind mehr Men-
schen, die in unserem Kanton wohnen 
wollen, als verfügbare Wohnungen da 
sind. Pro Arbeitstag müssen wir im Kan-
ton rund 40 neue Wohnungen bauen, 
damit die Zuwanderung absorbiert wer-
den kann.

Die durch die Volksinitianten vorge-
schlagenen Rezepte weisen die gleichen 
Fehler auf wie oftmals linke Rezepte. 
Sie möchten ein Problem mit Staats-
eingriffen kurzfristig lösen und verges-
sen dabei die mittel- und langfristigen 

Folgen dieser Staatseingriffe. Zudem 
wird Klientelbewirtschaftung betrieben, 
denn nicht alle Menschen im Kanton 

können von den gemeinnützigen Woh-
nungen profitieren. Die restliche Be-
völkerung muss diese Staatseingriffe 
dann bezahlen.

Stattdessen wird empfohlen, die 
Gegenvorschläge zu unterstützen: Es 
braucht mehr Angebot, bessere Rah-
menbedingungen und praxistaugliche 
Massnahmen. Gleichzeitig werden Leer-

kündigungen dort abgefedert, wo sie 
besonders einschneidend sind. So ent-
stehen Lösungen, die wirken – ohne In-
vestitionen, Sanierungen und Neubau 
zu blockieren.

Somit sind beide Initiativen vom 
14. Juni abzulehnen und an deren Stelle 
ist jeweils der Gegenvorschlag anzu-
nehmen.

Pro Arbeitstag müssen wir im Kanton rund 40 neue Wohnungen bauen,  
damit die Zuwanderung absorbiert werden kann.� Bild: zVg

Markus Bopp
Kantonsrat SVP 
Otelfingen

«Die negativen Auswirkungen 
staatlichen Wohnschutzes 
zeigen sich in Genf und Basel.»

«Vom gemeinnützigen Woh-
nungsbau profitieren nur we-
nige, bezahlen tun aber alle.»



RÜCKBLICK AUF DIE SONDERSESSION

Weniger Geschäfte dank der Sondersession
Letzte Woche fand die viertägige Sondersession in Bern statt. Der Nationalrat soll in Sondersessionen 
jeweils Pendenzen abbauen. Viele Vorstösse wie Parlamentarische Initiativen und Motionen wurden kurz  
behandelt und es wurde der Reihe nach darüber abgestimmt.

Dank SVP-Nationalrat Gregor Rutz dür-
fen während der Sondersession auch 
keine neuen Vorstösse mehr eingereicht 
werden. Zum Glück wurde diese Ände-
rung gutgeheissen, denn so kann man 
den Berg an Vorstössen auch wirklich 
verkleinern. Erst in der Sommersession 
im Juni können wieder neue Geschäf-
te eingereicht werden, was auf jeden 
Fall sinnvoll ist.

Erlangung des Bürgerrechts
Auf der Traktandenliste stand ausser-
dem die eidgenössische Demokratie-In-
itiative der Linken. Die Initiative for-
dert, dass künftig der Bund für die Ge-
setzgebung im Bereich Einbürgerung 
zuständig sein soll. Gemäss der Initia-
tive sollen bereits Personen mit fünf 
Jahren rechtmässigem Aufenthalt An-
spruch auf eine Einbürgerung erhalten. 
Zum Glück will der Nationalrat das Ein-
bürgerungsverfahren weder vereinfa-
chen noch vereinheitlichen. Auch soll 
die Entscheidungskompetenz bei den 
Kantonen und Gemeinden bleiben. Nach 
langer Debatte stimmten erfreulicher-
weise zwei Drittel gegen die Initiative, 
und auch die Gegenvorschläge fanden 
keine Mehrheit. Unterstützung erhielt 
die Initiative lediglich von der SP und 
den Grünen.

Umsetzung der Pflegeinitiative
Der Nationalrat debattierte auch ganze 
sechs Stunden über die Pflegeinitiative. 
Dabei ging es um die Arbeitsbedingun-
gen (Arbeitszeiten, Pausen, Überstunden) 
in der Pflege. Die Bürgerlichen setzten 
sich erfreulicherweise in den wichtigsten 
Punkten durch, obwohl im Vorfeld vom 
Bündnis Gesundheitspersonal 190 000 Un-
terschriften gesammelt und dem Parla-

ment übergeben worden waren. Es bleibt 
bei der Höchstarbeitszeit von 50 Wochen-
stunden. Allerdings gab es sonst gewisse 
Erleichterungen, etwa beim Lohnzu-
schlag für die Sonntagsarbeit.

Fahrten mit E-Rollern
Ein Thema war auch noch das Fahren 
mit E-Rollern. Es soll hier weiterhin 
keine Helm- und Führerausweisplicht 

geben. Der Nationalrat lehnte eine ent-
sprechende Forderung der Verkehrs-
kommission ab. Damit ist zwar die Mo-
tion vom Tisch, aber das Thema dürfte 
erneut auf das Tapet kommen, wenn 
2027 die Verordnung über die techni-
schen Anforderungen an Strassenfahr-
zeuge revidiert wird.

Die Sondersession ist grundsätzlich 
ruhiger, weil auch weniger Medien und 
Lobbyisten vor Ort im Bundeshaus prä-
sent sind. Die nächste Session ist im 
Juni wieder in Bern: Dann steht die drei-
wöchige Sommersession an.

Im Schweizer Fernsehen hat der 

nette Urs Gredig den früheren 

Armeechef Thomas Süssli zum Ge-

spräch geladen. Der 59-jährige 

Frühpensionär aus der Ära Am-

herd bekannte, dass er jetzt mehr 

Zeit habe, zu lesen und «auch ir-

gendwo mal in die Tiefe reinzu-

gehen». Nur mit Schaudern mag 

man sich vorstellen, dass Süssli 

in seinen Jahren an der Armee-

spitze keine Gelegenheit fand, in 

die Tiefe zu gehen. Seine Erkennt-

nis lautet: «Die Welt wird nicht 

mehr so sein, wie sie einmal war.»

Mit dieser himmelschreienden 

Trivialität kommt die Menschheit 

seit 300 000 Jahren problemlos 

durch. Weit konkretere Einbli-

cke in seine Amtszeit bot Thomas 

Süssli mit dem Satz: «Wir haben 

kollektiv versagt.» So richtig krea-

tiv wurde der Ex-Armeechef beim 

Thema Souveränität, deren Defi-

nition für ihn lautet: «Wie gehe 

ich mit Abhängigkeiten um.» Für 

alle anderen Zeitgenossen be-

zeichnet Souveränität die höchs-

te Selbstbestimmungsmacht eines 

Staates, welche die Rechtssetzung 

gegen innen und die Unabhängig-

keit gegen aussen umfasst.

Süssli wurde mit seinem Zitat kon-

frontiert: «Wir müssen davon 

ausgehen, dass Russland 2027 be-

reit ist, den Konflikt eskalieren 

zu lassen.» Hier wollte er klarstel-

len, was «Konflikt» heisse: «Es ist 

sehr unwahrscheinlich, dass Russ-

land den Konflikt militärisch mit 

dem Westen austragen würde.» 

Vor wenigen Monaten tönte Süssli 

noch anders: «Nachrichtendiens-

te, Verteidigungsminister und 

Armeechefs in Europa fürchten, 

dass Russland ab 2028 bereit sein 

könnte, den Konflikt militärisch 

eskalieren zu lassen.»

Nicht zur Beruhigung trägt bei, 

dass der Armeechef am 24. Febru-

ar 2022 völlig vom Ukrainekrieg 

überrascht wurde – und seiner 

Frau mitteilte, er könne nicht mit 

in die Ferien. Es sei schön, dass er 

in Zivil offener über die Neutrali-

tät sprechen dürfe: «Neutralität 

hat historisch noch niemandem 

geholfen, nicht angegriffen zu 

werden.» Jetzt, wo Thomas Süss-

li mehr Zeit zum Lesen hat, seien 

ihm die Neutralitätswerke von 

Edgar Bonjour und Paul Schwei-

zer empfohlen. Denn wer nicht 

liest, hat keinen Vorteil gegenüber 

jenem, der nicht lesen kann.

«Wir haben kollektiv 
versagt»

FRENETISCHER APPLAUS FÜR BUNDESRAT JANS

Bäuerinnen wissen nicht mehr, wo sie stehen
Der Schweizerische Bäuerinnen- und Landfrauenverband hat keine Abstimmungsparole  
zur «Keine 10-Millionen-Schweiz!»-Initiative gefasst. Trotzdem liess sich der Verband von gegnerischen  
Argumenten von Bundesrat Beat Jans in Lenzburg richtiggehend einlullen.

Dass er im Vorfeld der Abstimmung 
über die Einwanderung von den Bäue-
rinnen praktisch eine Carte Blanche 
bekam, wusste Bundesrat Beat Jans 
schamlos auszunutzen. Er sprach an 
der Jahresversammlung der Bäuerinnen. 
Er nutzte alle (Schein-)Argumente, um 
den Event zu einem plumpen Propa-
gandaanlass gegen die Volksinitiative 
verkommen zu lassen. Jans sprach von 
einer Gefahr für Wirtschaft und Arbeits-

kräfte. Und von angeblichen Risiken 
für das Gesundheitswesen. Seiner Mei-
nung wurde nicht widersprochen. Die 
rund 240 anwesenden Landfrauen re-
agierten laut Bericht «mit Applaus» auf 
Jans einseitige Rede.

Souveräner Verband
Selbstverständlich kann der Bäuerinnen- 
und Landfrauenverband auf die Fassung 
einer Abstimmungsparole verzichten – 
auch wenn diese Initiative seine direkte 
Arbeit stark beeinflusst. Der Verband ist 
souverän und entscheidet selbst, wozu 
er eine Parole fasst und wozu nicht.

Verkorkste Meinungsbildung
Was aber einfach nicht geht: Der Bäue-
rinnenverband kann nicht wenige Wo-

chen vor dem wichtigsten Abstim-
mungstermin der letzten Jahre Bundes-
rat Jans einladen, die Befürworter des 
Volksbegehrens hingegen nicht. Das 
ist schlechter Stil und widerspricht 
einer pluralistischen Vertretung der 
Bäuerinnen. Zudem ist es eine pein-
liche Kommunikationspanne des Ver-
bandes.

Druck auf Fruchtfolgeflächen
Die Landwirtschaftskammer des Schwei-
zer Bauernverbands hat die Stimmfrei-
gabe zur Nachhaltigkeits-Initiative be-
schlossen, über die am 14. Juni abge-
stimmt wird. Allerdings haben die wich-
tigsten Deutschschweizer Sektionen die 
klare JA-Parole zur SVP-Initiative be-
schlossen. Der Zürcher Bauernverband 

(ZBV) befürchtet durch das Bevölke-
rungswachstum und den damit verbun-
denen Bau von Wohnungen und Infra-
struktur immer mehr Druck auf die 
Fruchtfolgeflächen. Der Überbauungs-
grad in den Bauzonen betrage derzeit 
97,7 Prozent, so der ZBV.

Ob die Landfrauen – oder eben die 
Frauen vom Lande – sich wirklich be-
wusst sind, was sie da angestellt 
haben oder einfach mit sich machen 

liessen? Und ist ihnen bewusst, dass 
sie vor allem von der SVP unter-
stützt werden, wenn es um ein wür-
diges Auskommen für Bauernfamilien 
geht?

Christoph  
Mörgeli

Die Zürcher SVP-Nationalräte rufen Sie dazu auf, am 14. Juni JA zur Nachhaltigkeits-Initiative zu stimmen.� Bild: zVg

Die Zuwanderung sorgt für immer mehr Druck auf die Fruchtfolgeflächen. Ob sich der Bäuerinnenverband dessen bewusst ist?� Bild: Pixabay

Nina Fehr Düsel
Nationalrätin SVP
Küsnacht

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

«Ein JA zur Nachhaltigkeits-
Initiative ist auch im 
Interesse unserer Landwirte.»
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KOMMENTAR ZUR KANTONSPOLITIK

Die Wohnschutz-Initiative –  
Rezepte aus dem Giftschrank

Die kantonale Volksinitiative «Bezahlba-
re Wohnungen schützen. Leerkündigun-
gen stoppen (Wohnschutz-Initiative)» ver-
spricht auf den ersten Blick viel: Miet-
preisdeckel bei Sanierungen und Ersatz-
neubauten, strengere Regeln gegen 
«Luxussanierungen» und besseren Schutz 
vor Verdrängung. Wer will das nicht? In 
Zeiten von explodierenden Mieten und 
Wohnungsknappheit im Kanton Zürich 
klingt das nach sozialer Gerechtigkeit. 
Doch ein Blick nach Basel-Stadt und Genf 
zeigt: Solche Massnahmen führen nicht 
zu mehr bezahlbarem Wohnraum, son-
dern zu Verwerfungen, die vor allem Neu-
einsteiger und Junge treffen.

In Basel-Stadt trat die verschärfte 
Wohnschutzverordnung (nach der Initia-
tive «Ja zum echten Wohnschutz») im 
Mai 2022 in Kraft. Das Resultat? Die Bau-
gesuche für neue Mietwohnungen sind 
regelrecht eingebrochen: Im Vergleich der 
Perioden 2021–2023 zu 2014–2020 um 
76 Prozent, in manchen Jahren sogar um 
bis zu 95 Prozent. Sanierungen und In-
vestitionen sind massiv zurückgegangen, 
weil Kosten nur teilweise auf die Mieten 
überwälzt werden dürfen und jede Mass-
nahme bewilligungspflichtig ist. Die Re-
gierung in Basel muss inzwischen über 
Lockerungen diskutieren – besonders für 
ökologische Sanierungen. Mietpreise sind 
nicht gesunken, Leerkündigungen zwar 
seltener, aber der gesamte Markt stag-
niert. Investoren ziehen Projekte zurück 
oder verlassen den Kanton.

Noch krasser ist das Beispiel Genf. 
Dort gelten seit Jahrzehnten strenge 
Mietkontrollen (LDTR-Gesetz). Bestands-
mieten bleiben tief – aber die Angebots-

mieten gehören zu den höchsten der 
Schweiz (2023 durchschnittlich 372 Fran-
ken/m²/Jahr, deutlich über Zürich oder 
Basel). Die Folge: ein riesiger Spread zwi-
schen Alt- und Neumieten (33,5 Prozent 
Differenz), extrem lange Verweildauern 
in Wohnungen (13,7 Jahre im Schnitt) 
und ein «Lock-in-Effekt». Mieter bleiben 
in zu grossen oder unpassenden Woh-
nungen sitzen, weil ein Umzug teuer 
würde. Neubau und Sanierungen lah-
men, der Renovationsrückstand wächst, 
und die Leerstandsquote liegt bei unter 
0,4 Prozent. Staatseingriffe verknappen 
den Wohnraum und treiben genau die 
Mieten in die Höhe, die für Neueinsteiger 
gelten.

Genau das droht Zürich, wenn die Ini-
tiative angenommen wird. Die Vorlage 
orientiert sich stark am Basler und Gen-
fer Modell: Mietzinsdeckel, Bewilligungs-
pflicht für Sanierungen, Einschränkungen 
bei Leerkündigungen. Statt mehr Angebot 
zu schaffen, würde sie Investitionen brem-
sen, den Wohnungsbau verlangsamen und 
die Schere zwischen geschützten Bestands-
mieten und teuren Neumieten weiter öff-
nen. Die Wohnungsknappheit im Kanton 
Zürich (ohnehin schon akut) würde sich 
verschärfen  – mit längeren Suchzeiten, 
höheren Einstiegsmieten und schlechterem 
baulichem Zustand der Häuser. Studien 
und Erfahrungen zeigen weltweit: Preis-
regulierungen behandeln Symptome, nicht 
die Ursache (zu viel Einwanderung).

Statt neuer Bürokratie und Verboten 
braucht die Schweiz eine vernünftige Ein-
wanderungspolitik, schnellere Bewilligun-
gen und Anreize für Neubau und Sanie-
rung. Nur so entsteht bezahlbarer Wohn-
raum für alle  – nicht nur für die, die 
schon drinsitzen. Die Initiative ist ein Klas-
siker: gut gemeint, aber kontraproduktiv. 
Am 14. Juni 2026 sollten die Zürcherin-
nen und Zürcher genau das berücksichti-
gen und NEIN zur Wohnschutz-Initiative 
stimmen und ein JA zur Nachhaltigkeits-
Initiative abgeben.

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Neues Amtsjahr, neue Frauenpower
Wie schnell das Jahr vorbeifliegt, merke ich jeweils bei meiner Arbeit, für den «Zürcher Boten»  
zu schreiben. Schon wieder startet ein neues Amtsjahr im Kantonsrat und ich habe doch gefühlt erst  
kürzlich davon im Ratsbericht geschrieben.

So begann der heutige Montagmorgen 
anlässlich des neuen Amtsjahres wie 
immer mit einem gemeinsamen Gottes-
dienst in der Kirche St. Felix und Regula.

Höchste Zürcherin aus 
unseren Reihen
Turnusgemäss stand dann der Auftakt 
der 153. Kantonsratssitzung ganz im 
Zeichen der personellen Erneuerung. 
Nach diversen Eintritten und Vereidi-
gungen von neuen Ratsmitgliedern 
wurde ein neuer höchster Zürcher oder, 
besser gesagt, eine neue höchste Zürche-
rin gewählt. Romaine Rogenmoser (SVP, 
Bülach) wurde mit 136 Stimmen glanz-
voll gewählt. Die neue Ratspräsidentin 
verdankte den abtretenden Beat Habeg-
ger (FDP, Zürich) für das geleistete Amts-
jahr. Auch Claudio Zihlmann, Fraktions-
präsident der FDP, liess es sich nicht neh-
men, den neuen Alt-Kantonsratspräsi-
denten zu würdigen und ihm zudem 
für seinen beliebten «Blog vom Bock» 
zu danken. Dieser brachte immer für 
alle Interessierten spannende Einblicke 
in den politischen Zürcher Alltag.

Danach ging es Schlag auf Schlag mit 
allen weiteren Wahlen. Das 1. Vizeprä-
sidium belegt neu Monika Wicki (SP, 
Zürich), das 2. Vizepräsidium Claudia 

Hollenstein (GLP, Stäfa). Das bedeutet, 
dass der «Bock» nun für ein ganzes 
Amtsjahr in reiner Frauenhand sein wird. 
Dies war 2007 das letzte Mal der Fall. 
Weitere Wahlen für die Geschäftslei-
tung und diverse Neubesetzungen in 
den Kommissionen wurden ebenfalls 
routinemässig erledigt.

Neue bürgerliche 
Regierungspräsidentin
Auch an der Spitze der Kantonsregie-
rung stand per 1. Mai 2026 ein Wechsel 
an: Martin Neukom (Grüne) übergab 
das Präsidium für das neue Amtsjahr 

an Carmen Walker Späh (FDP) – eine 
geballte Ladung Power-Frauen an der 
Spitze des Kantons Zürich.

Und an dieser Stelle möchte ich es für 
einmal ein bisschen ausnutzen, Schrei-
berin dieses Berichtes zu sein: So kann 
ich Romaine Rogenmoser nämlich ganz 
persönlich zu ihrem Amt als höchster 
Zürcherin gratulieren! Und stellvertre-
tend darf ich sicher sagen, dass wir aus 
dem Bezirk Bülach stolz sind, dass Du, 
liebe Romaine, nun für ein ganzes Jahr 
auf dem Bock das Sagen hast! Die ganze 
SVP-Fraktion wünscht Dir viel Freude, 
Elan und Befriedigung im Amt!

MEDIENMITTEILUNG DER SVP DES KANTONS ZÜRICH

Romaine Rogenmoser zur 
Kantonsratspräsidentin gewählt – 
SVP stellt höchste Zürcherin
Die SVP des Kantons Zürich gratuliert ihrer Kantonsrätin Romaine Rogenmoser 
herzlich zur Wahl als Präsidentin des Zürcher Kantonsrates für das Amts-
jahr 2026/2027. Sie wurde am Montag vom Kantonsrat im ersten Wahlgang mit 
dem sehr guten Resultat von 136 von 150 Stimmen in dieses Amt gewählt.

Mit Romaine Rogenmoser stellt die SVP 
eine erfahrene, bodenständige und bür-
gernahe Persönlichkeit an der Spitze 
des Zürcher Parlaments. Sie steht für 
eine Politik mit gesundem Menschen-
verstand, finanzieller Verantwortung 
und klarer Ausrichtung auf die Inter-
essen der Bevölkerung.

Als Betriebsökonomin, Dozentin und 
Führungspersönlichkeit mit breiter Be-
rufserfahrung bringt Rogenmoser fun-
diertes Praxiswissen in ihr Amt ein. Seit 
ihrer Wahl in den Kantonsrat im Jahr 
2019 hat sie sich insbesondere in der 
Finanz- und Geschäftsprüfungskommis-
sion als engagierte und sachorientier-
te Politikerin profiliert. Auch auf kom-
munaler Ebene hat sie in Bülach Füh-
rungsverantwortung übernommen.

In ihrer Antrittsrede betonte Rogen-
moser die Bedeutung der parlamenta-
rischen Arbeit sowie die Notwendigkeit, 
diese verständlich und transparent ge-
genüber der Bevölkerung zu vermitteln. 
Die SVP begrüsst diesen Ansatz aus-
drücklich. Es ist zentral, dass die Bür-
gerinnen und Bürger nachvollziehen 
können, welche Auswirkungen politi-
sche Entscheide konkret auf ihren All-
tag haben.

Tobias Weidmann, Fraktionspräsi-
dent der SVP im Kantonsrat, erklärt 
im Namen der Fraktion: «Mit Romaine 
Rogenmoser steht eine Persönlichkeit 

an der Spitze des Kantonsrates, die Bo-
denständigkeit, Führungsstärke und 
politische Klarheit vereint. Sie wird das 
Amt mit Augenmass, aber auch mit 
der nötigen Konsequenz führen – im 
Interesse der Zürcher Bevölkerung.»

Parteipräsident Domenik Ledergerber 
ergänzt: «Diese Wahl ist ein starkes Zei-
chen für eine bürgerliche Politik mit 
klarer Haltung. Romaine Rogenmoser 
wird dem Kantonsrat ein Gesicht geben, 
das für Verlässlichkeit und Nähe zur 
Bevölkerung steht.» Die Partei wünscht 
Romaine Rogenmoser für ihr Amtsjahr 
viel Erfolg und dankt ihr für ihr Enga-
gement für den Kanton Zürich und un-
sere Bürger.

Karl Heinz Meyer
Kantonsrat SVP
Neerach

Barbara Grüter
Kantonsrätin SVP
Rorbas

Führt bis nächsten Mai den Zürcher Kantonsrat: Romaine Rogenmoser.
� Bild: Parlamentsdienste ZH / Niklas Thalmann

WORTE DES PARTEIPRÄSIDIUMS DER SVP STADT ZÜRICH

Nach der Wahl ist vor der Wahl
Wo immer ich in der Schweiz herum-
komme, sprechen mich die Leute auf 
die unsägliche Politik der ultralinken 
Stadt Zürich an. Mit einer Mischung 
aus Mitleid und Bewunderung zollen 
sie mir dann jeweils Respekt für meine 
Bereitschaft, in diesem linksgrünen 
Biotop das SVP-Fähnchen der Aufrech-
ten hochzuhalten. Meine Antwort ist 
stets dieselbe: Passt schon! Wenn man 
sich erst mal eine dicke Haut zugelegt 
und sich daran gewöhnt hat, bei den 
meisten Themen in der Minderheit zu 
sein, dann macht das Politisieren auch 
in der Stadt Spass. Schliesslich gilt ge-
rade in der Politik: Wer nicht kämpft, 
hat schon verloren.

Alles bleibt beim Alten
Manchmal ist allerdings auch bei der 
SVP der Stadt Zürich eine Extraportion 
Frustrationstoleranz gefragt. So etwa 
nach den geschlagenen Wahlen vom 
8. März: Monatelang haben wir mantra-
artig die gleichen Parolen gegen die au-
tofeindliche Politik, die eskalierenden 
Demos und das ungebremste Wachs-
tum heruntergebetet; von Wählern auf 

der Strasse oder im Internet waren stets 
die gleichen Aussagen zu hören: «Es 
muss sich jetzt endlich etwas ändern» 
oder «So kann es nicht weitergehen».

Am Wahltag dann der ersehnte Er-
folg: Zum ersten Mal seit 24 Jahren 
hat die SVP im Gemeinderat wieder 
an Sitzen zugelegt; als Nummer 5 ge-
startet sind wir ab sofort wieder die 
Nummer 3 unter den Zürcher Partei-
en. Und doch folgte rasch die Ernüch-
terung: An den Mehrheitsverhältnis-
sen im Stadtparlament hat sich nichts 
geändert. Die linken bis linksradikalen 
Parteien SP, Grüne und AL verfügen 
nach wie vor über eine absolute Mehr-
heit. Und das spürt man unerbittlich: 
Der Parkplatzabbau geht ungehindert 
weiter, die 1.-Mai-Demo eskaliert wie 
jedes Jahr und unser Steuergeld wird 
auch weiterhin in hohem Bogen aus 
dem Fenster geworfen.

Der Kanton muss es richten
Angesichts solcher Verhältnisse ruhen 
die Hoffnungen je länger, je mehr auf 
dem Kanton: Wenn die Stadt übers 
Ziel hinausschiesst, muss halt vermehrt 

der Kanton Zürich ein Machtwort 
sprechen – so, wie er es bei Tempo 30 
bereits getan hat, oder wie vor einigen 
Wochen, als der Regierungsrat in einer 
Nacht-und-Nebel-Aktion am Neumüh-
lequai eine rechtswidrig eingerichte-
te Velospur hat entfernen lassen (ich 
bin mir übrigens immer noch nicht si-
cher, ob nicht Ernst Stocker höchst-
persönlich in dieser Nacht die gelbe 
Markierung vom Boden weggekratzt 
hat!). Vor diesem Hintergrund ist es 
essenziell, dass die SVP auch die Kan-
tonsratswahlen 2027 gewinnt. In der 
Stadt haben wir bereits mit den Wahl-
vorbereitungen begonnen und wir sind 
hochmotiviert, auch im kommenden 
April abzuräumen. Nach der Wahl ist 
vor der Wahl!

von 
Ueli Bamert

Romaine Rogenmoser (m.) präsidiert 
während des Amtsjahres 2026/2027 
den Zürcher Kantonsrat. 
� Bild: Parlamentsdienste ZH / Niklas Thalmann

Scannen Sie den QR-Code,  
um die aktuellen Videos der 
SVP Kantonsratsfraktion  
zu sehen.
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MEDIENMITTEILUNG DES REFERENDUMSKOMITEES «RADIKALER RICHTPLAN NEIN»

Breit abgestütztes Referendum gegen 
den radikalen Richtplan
Die Gesamtrevision des kommunalen Richtplans der Stadt Winterthur soll vor das Volk kommen. Das Referendums­
komitee «Radikaler Richtplan NEIN» lanciert das Volksreferendum und fordert, dass die Bevölkerung über diesen 
weitreichenden Entscheid abstimmen kann.

Das Stadtparlament Winterthur hat am 
13. April 2026 die Gesamtrevision des 
kommunalen Richtplans beschlossen. 
Der Richtplan legt die räumliche Ent-
wicklung Winterthurs bis 2040 fest und 
betrifft zentrale Lebensbereiche: Woh-
nen, Mobilität, Gewerbe, Quartierent-
wicklung, Grünräume und Landwirt-
schaft.

Eine städtebauliche Utopie
Aus Sicht des Komitees greift der neue 
Richtplan viel zu stark und im Detail 
in die Entwicklung der Stadt ein. Der 
Richtplan gleicht einer städtebaulichen 
Utopie. Er enthält zahlreiche Themen, 
die nicht in einen Richtplan gehören. 
So stellt beispielsweise die vom Richt-
plan vorgesehene Halbierung des mo-
torisierten Verkehrs einen massiven Ein-
griff in die persönliche Freiheit der Be-
völkerung dar. Dafür enthält er nur 
wenige Aussagen zu wirklich für einen 
Richtplan relevanten Themen wie die 

bevorstehende Revision der Bau- und 
Zonenordnung, für die er eigentlich die 
Grundlagen liefern sollte. Zudem wi-
derspricht er in diversen Punkten kan-
tonalem Recht, so zum Beispiel bei der 
Reduktion der Kapazitäten der Haupt-
strassen.

Der Richtplan führt zu mehr Regu-
lierung, mehr Einschränkungen und 
weniger Handlungsspielraum für Bevöl-
kerung, Gewerbe und Grundeigentümer. 
Besonders kritisch ist, dass mit dem 
Richtplan Grundsatzentscheide für die 
kommenden Generationen festgelegt 
werden, ohne dass die Bevölkerung ein-
zeln darüber abstimmen kann.

Wirtschaftsfreiheit oder 
Planwirtschaft?
Das Komitee warnt insbesondere vor ne-
gativen Folgen für Mobilität, Gewerbe, 
Ackerland, Arbeitsplätze und Wohnungs-
bau. Festgelegte konkrete Vorgaben zur 
Reduktion des motorisierten Individu-
alverkehrs treffen Familien, Pendlerin-
nen und Pendler, ältere Menschen sowie 
das lokale Gewerbe und lassen keinen 
Spielraum für situative Anpassungen 
zu. Zusätzliche Auflagen und Nutzungs-
vorgaben erschweren unternehmerische 
Tätigkeit und gefährden Arbeitsplätze. 
Gleichzeitig drohen mehr Regeln und 
Verzögerungen, den Wohnungsbau wei-
ter zu bremsen, was den Druck auf die 
Mieten erhöht.

Ebenfalls kritisch beurteilt das Ko-
mitee den durch den Richtplan ausge-
lösten steigenden Nutzungsdruck am 
Stadtrand, welcher Landwirtschaftsflä-
chen verdrängt. Der nachlässige Um-
gang mit den knappen Ackerflächen 

bedroht die Ernährungssicherheit. Eine 
Stadtentwicklung, die Wohnraum, Ge-
werbe, Mobilität und Landwirtschaft 
gegeneinander ausspielt, ist aus Sicht 
des Komitees der falsche Weg. Dieser 
Richtplan bedeutet einen radikalen 
Abbau der Wirtschaftsfreiheit: Winter-
thur steuert direkt auf eine Planwirt-
schaft zu!

«Der Richtplan verlangt eine Halbie-
rung des Autoverkehrs. Wenn der Ge-
werbeverkehr nicht eingeschränkt wer-
den soll, müsste der private Autover-
kehr um den Faktor 5 reduziert werden. 
Das ist extrem», sagt Bert Hofmänner, 
Vizepräsident des KMU-Verbandes Win-
terthur und Umgebung.

Ihre Unterschrift zählt!
Das Ziel des Referendums ist klar: Die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
der Stadt Winterthur sollen das letzte 
Wort erhalten. Ein Richtplan mit so weit-
reichenden Folgen gehört vor das Volk. 
Wer Winterthur bis 2040 prägen will, 
muss die Bevölkerung entscheiden 
lassen. Das Komitee ruft deshalb alle 
stimmberechtigten Winterthurerinnen 
und Winterthurer auf, das Referendum 
zu unterschreiben. Die Referendums-
frist läuft bis zum 16. Juni 2026; die 
ausgefüllten Unterschriftenbögen sol-
len bis spätestens 9. Juni 2026 zurück-
gesendet werden.

Unterschriftenbogen  
herunterladen 
und unterschreiben: 
 

NACHHALTIGKEITS-INITIATIVE UND EU-RAHMENVERTRAG

Podiumsdiskussion in Turbenthal
Am letzten Samstagmorgen fand in Turbenthal im Pflegezentrum «Lindehus» die Podiumsdiskussion zur 
Nachhaltigkeits-Initiative und dem EU-Rahmenvertrag statt.

Federführend für die hervorragende Or-
ganisation dieses politischen Anlasses 
waren unsere Bezirksparteipräsidentin 
Rahel Fritschi und unser Gemeinderat 
von Turbenthal, Daniel Wunderli. Als 
Moderatorin konnte die frühere «Tages-
Anzeiger»-Journalistin Karin Landolt ge-
wonnen werden. Während mit Viviane 
Kägi (GLP) und Nico Gebs (Die Mitte) 
zwei noch relativ unerfahrene Jungpo-
litiker auf der Gegnerseite standen, 
waren wir mit unserem Kantonsrat 
und Fraktionspräsidenten Tobias Weid-
mann und Rahel Fritschi bestens ver-
treten.

Wer schon einmal mit Tobias Weid-
mann an einem Podium oder sonst 
einer politischen Diskussion teilgenom-
men hat, weiss, wie er mit seinem un-
glaublichen Fachwissen innert kürzes-
ter Zeit sein Gegenüber zusammenfal-
ten kann. Aber auch Rahel Fritschi hat 
mit ihren ruhigen und sachlichen Ar-
gumentationen die Gegenseite mehr-
mals ins Straucheln und das interes-
sierte Publikum zum Staunen gebracht. 
So war es nicht verwunderlich, dass 
schliesslich die beiden jungen Gegen-

kandidaten kaum haltbare und über-
zeugende Argumente hervorbringen 
konnten, zumal Tobias Weidmann mit 
seiner sagenhaften Faktenkenntnis jedes 
abstruse Argument der Gegenseite im 
Keim erstickte.

Die abschliessende offene Diskussi-
on mit dem Publikum zeigte rasch, dass 
eine ganz grosse Mehrheit der Anwe-
senden klar auf der Seite unserer Nach-

haltigkeits-Initiative stand. Beim an-
schliessenden Apéro herrschte zwischen 
den vier Kontrahenten dann aber wie-
der grosse Gelassenheit und so liessen 
schliesslich alle Anwesenden den Sams-
tagmorgen gemütlich ausklingen.

René Isler, 
Kantonsrat SVP, 

Winterthur

JUNGI SVP – MIR REDET #KLARTEXT!

Stillstand an der Talstrasse: 
Wenn die Infrastruktur unter der 
Zuwanderung kapituliert
Es ist das tägliche Bild des Scheiterns: Wer versucht, über die Talstrasse ins 
Zürcher Stadtzentrum zu gelangen, braucht vor allem eines – Geduld.

Die aktuelle Grossbaustelle hat den 
Verkehrsfluss nicht nur verlangsamt, 
sie hat ihn zum Erliegen gebracht. 
Doch wer glaubt, dass mit dem Abzug 
der Bagger alles wieder fliesst, ver-
kennt die Realität. Die Baustelle ist 
lediglich das Brennglas, unter dem ein 
hausgemachtes Problem sichtbar wird: 
Eine Infrastruktur, die unter dem 
Druck der masslosen Zuwanderung 
zerbricht.

Wachstum auf Kosten 
der Lebensqualität
Zürich wächst ungebremst, und das 
in einem Tempo, für das unsere Stras-
sen nie konzipiert wurden. Ein we-
sentlicher Treiber dieser Entwicklung 
ist die anhaltende Zuwanderung aus 
dem Ausland. Jahr für Jahr ziehen 

Tausende Menschen zusätzlich in den 
Kanton und die Stadt. Diese Personen 
bringen verständlicherweise eigene 
Mobilitätsbedürfnisse mit. Die Folge: 
Immer mehr Fahrzeuge drängen auf 
denselben, begrenzten Raum.

Wenn die Einwohnerzahl durch Zu-
wanderung schneller steigt, als der 
Asphalt trocknen kann, geraten wir 
in eine Sackgasse. Der aktuelle Dau-
erstau ist das direkte Resultat einer 
Politik, die die Grenzen der Belastbar-
keit ignoriert. Die Zuwanderung ver-
schärft den Kampf um den knappen 
Strassenraum und führt dazu, dass der 
Zürcher Gewerbler und der Pendler 

aus der Agglomeration im täglichen 
Chaos stecken bleiben.

Infrastruktur-Kollaps abwenden
Wir müssen der Wahrheit ins Auge 
blicken: Die einseitige Förderung der 
Zuwanderung bei gleichzeitiger Schi-
kanierung des Individualverkehrs führt 
direkt in den Kollaps. Die bestehende 
Infrastruktur kann die zusätzliche 
Last schlicht nicht mehr tragen. Jeder 
neue Zuzüger beansprucht Platz im 
Tram, im Bus oder eben auf der Stras-
se. Das Resultat sehen wir an der Tal-
strasse: Totalblockade. Wer hier von 
«Mobilitätswende» spricht, meint oft 
nur die Verdrängung des Autos, ohne 
zu benennen, dass die schiere Masse 
an Menschen das System sprengt.

Echte Nachhaltigkeit bedeutet, die 
Ressourcen unserer Stadt zu schützen 
und die Lebensqualität für uns Schwei-
zer zu erhalten. Die Nachhaltigkeits-
Initiative der SVP ist die einzige Ant-
wort auf das Verkehrschaos. Wir for-
dern eine Steuerung der Zuwanderung, 
damit unsere Infrastruktur wieder 
atmen kann. Nur wenn wir das Wachs-
tum auf ein vernünftiges Mass begren-
zen, stoppen wir den Dauerstau und 
sichern die Mobilität für alle.

Als junge Person aus dem Hand-
werk, die in der Stadt zur Arbeit geht, 
sehe ich den schleichenden Kollaps un-
seres Verkehrssystems durch immer 
mehr Menschen auf unseren Strassen. 
Als junge Person, die die eigene Hei-
mat auch in Zukunft noch lebens-
wert und nicht zubetoniert geniessen 
möchte, setze ich mich klar für die 
Nachhaltigkeits-Initiative ein. Wir brau-
chen ein Land, das funktioniert und 
weiterhin das Fundament für unse-
ren Wohlstand ist und nicht durch 
masslose Zuwanderung an Attraktivi-
tät verliert!

Setze auch Du ein Zeichen gegen 
den Infrastrukturkollaps. Unterstütze 
die Nachhaltigkeits-Initiative – für ein 
Zürich, in dem man wieder vorwärts-
kommt!

Yannik Hälg
Vizepräsident JSVP 
Kanton Zürich und 
Präsident SVP 
Birmensdorf

Mit dem radikalen Richtplan steuert 
Winterthur direkt auf eine Planwirt-
schaft zu.� Bild: radikaler-richtplan-nein.ch

v.l.n.r.: Nico Gebs, Viviane Kägi, Karin Landolt, Daniel Wunderli,  
Tobias Weidmann und Rahel Fritschi.� Bild: René Isler

«Echte Nachhaltigkeit 
bedeutet, die Ressourcen 
unserer Stadt zu schützen.»

svp.ch/mitmachen/spenden

Unterstützen Sie die SVP  
im Kampf für Freiheit und Sicherheit  
mit einer Spende!
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BANKENREGULIERUNG

Daneben
Um bei einem Absturz der UBS die Gefahr für die Schweizer Volkswirt-
schaft zu reduzieren, sollen bei systemrelevanten Banken die 
ausländischen Tochtergesellschaften künftig vollständig mit hartem 
Eigenkapital unterlegt sein.

Die Eigenkapitalunterlegung mag gut 
gemeint sein, aber sie verhindert 
«Too big to fail» nicht, auch wenn 
die schweizerischen USA-Banken meist 
die Ursache für die Schweizer Banken-
krise waren. Vielleicht wird eine sol-
che Bank etwas sicherer, aber sie wird 
auch weniger konkurrenzfähig.

Die CS durfte auch nicht fallen ge-
lassen werden, weil die USA mahnten: 
«Wenn die CS untergeht, dann wird 
sie das Weltwährungssystem mitreis-
sen.» Also «Too big to fail» nicht nur 
für die schweizerische Volkswirtschaft, 
sondern auch für das Weltwährungs-
system. Und damit zu gross für die 
kleine Schweiz beziehungsweise die 
Schweizer Steuerzahler. Mit der heute 

gut geführten UBS ist das Risiko noch 
grösser, denn sie baut zu den USA auch 
eigene Bankhäuser in Asien auf. Daher 
sollten für Schweizer Banken, die «Too 
big to fail» sind, eigene Auslandsban-
ken verboten sein.

So darf auch die Zürcher Kantonal-
bank keine ausländische Tochtergesell-
schaft haben. Seither gilt sie als ge-
sunde Bank. Dasselbe habe ich 2005 
im Bundesrat bei der Swisscom ver-
langt, welche die irische Eircom kau-
fen wollte. Zum Glück hat man ihr 
das verboten: Eircom ging später mit 
einer hohen Überschuldung in Kon-
kurs.

Die Migros hat ebenfalls ihre Erfah-
rungen gemacht. Bei der Abstimmung 
über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) kämpfte CEO Eugen Hun-
ziker für den Beitritt. Nach dem Nein 
kaufte er aus Zorn die Familia-Filia-
len in Österreich – und verlor 1993 
bis 1995 prompt Hunderte von Milli-
onen Franken. Nein, man muss tren-
nen, was nicht zusammengehört!

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

UBS-Filiale in den USA: Auslandsgeschäfte systemrelevanter Banken 
bergen auch Risiken für die Schweiz.� Bild: Adobe Stock

JAJA
Fairer Parkplatz-
Kompromiss

JA-schafft-Fairness.ch

Weil wir als Familie
darauf angewiesen sind

Jetzt
spenden!

Komitee
beitreten!

Testimonial
erstellen!

Diese Abstimmung ist die
letzte Chance, um den radikalen
Parkplatz-Abbau zu verhindern!

SVP USTER

SVP Uster setzt Fokus – Parteiprogramm im Zentrum
Die SVP Uster hat an ihrer Klausur die inhaltlichen Weichen für die laufende Legislatur gestellt.  
Nach dem Wahlerfolg ist klar: Jetzt geht es um die Umsetzung.

Im Zentrum stand die Weiterentwick-
lung des Parteiprogramms. Dieses bil-
det die verbindliche Grundlage für die 
politische Arbeit der Fraktion  – mit 
klaren Prioritäten und konkreten Zie-
len.

Ein Schwerpunkt war die Wohnpoli-
tik. Die SVP Uster will hier die The-
menführerschaft übernehmen und stellt 
sich klar gegen zusätzliche Regulierung, 

starre Quoten und einen weiteren Aus-
bau staatlicher Eingriffe. Stattdessen 
setzt sie auf marktwirtschaftliche Lö-
sungen, den Schutz des Eigentums und 
bessere Rahmenbedingungen für Inves-
titionen.

Neben den inhaltlichen Arbeiten 
wurde auch die Zusammenarbeit inner-
halb der Fraktion gestärkt. Eine ge-
schlossene und fokussierte Fraktion ist 

Voraussetzung, um politisch Wirkung 
zu erzielen.

Für die SVP Uster ist klar: Wir wol-
len die politischen Themen in Uster 
aktiv prägen – nicht nur darauf reagie-
ren.

Daniel Schnyder, 
Gemeinderat und Präsident  

SVP Uster
Im Zentrum der Zusammenkunft stand die Weiterentwicklung 
des Parteiprogramms.� Bild: zVg

SVP STADT ZÜRICH

Grossaufmarsch an der Generalversammlung  
der SVP Stadt Zürich
Im Rahmen ihrer Generalversammlung vom vergangenen Dienstag hat die SVP der Stadt Zürich beschlossen, 
eine Volksinitiative für eine städtische Schuldenbremse zu lancieren. Weiter wurde das Co-Präsidium Susanne Brunner 
und Ueli Bamert im Amt bestätigt.

Knapp 90 Mitglieder und Sympathisan-
ten fanden sich am vergangenen Diens-
tag, 5. Mai, im Restaurant Hirschen in 
Schwamendingen zur jährlichen Gene-
ralversammlung der SVP der Stadt Zü-

rich ein. «Es freut mich, so viele moti-
vierte Parteimitglieder an unserer GV 
anzutreffen. Wir gehen gestärkt aus 
den Wahlen vom 8. März hervor und 
nehmen diesen Schwung gleich mit in 

die Kantonsratswahlen 2027», kommen-
tiert Co-Präsident und Kantonsrat Ueli 
Bamert den Grossaufmarsch.

Mit deutlichem Mehr stimmten die 
Mitglieder der Lancierung einer Initia-
tive für eine städtische Schuldenbrem-
se zu. «Der rotgrün dominierte Gemein-
derat kennt in seiner Ausgabenwut kein 
Mass. Dies lässt sich nur durch eine 
städtische Schuldenbremse wirksam be-
kämpfen», ordnet Co-Präsidentin und 
Kantonsrätin Susanne Brunner ein. Die 
Geschäftsleitung macht sich nun daran, 
das Volksbegehren in den kommenden 
Monaten auszuarbeiten. Zum Schluss 
wurden die 16 gewählten Gemeinderä-
te gewürdigt und das Co-Präsidium Su-
sanne Brunner und Ueli Bamert für 
zwei weitere Jahre im Amt bestätigt. 
Damit ist die Stadtpartei für den Kan-
tonsratswahlkampf bestens aufgestellt.Volles Haus an der SVP-GV in Schwamendingen.� Bild: zVg

JA ZUR NACHHALTIGKEITS-INITIATIVE

Kennen Sie alle Beitrittskandidaten der EU?
Die Schweiz stimmt am 14. Juni über die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» der SVP ab. Die Volksinitiative 
verlangt, dass ab einer ständigen Wohnbevölkerung von 9,5 Millionen die Schweiz mit der EU in Verhandlungen 
bezüglich der Personenfreizügigkeit treten muss.

Nun müssen wir aber bedenken, dass 
sich die EU in Zukunft massiv verän-
dern wird. Sie wird deutlich grösser 
werden. Folgende Länder sind aktuell 
Beitrittskandidaten der EU: Albanien, 
Bosnien und Herzegowina, Georgien, 
Moldau, Montenegro, Nordmazedonien, 

Serbien, die Türkei und die Ukraine. 
Diese Länder werden früher oder später 
auch Teil der EU sein. Und somit wird 
die Personenfreizügigkeit gegenüber 
der Schweiz auch für sie gelten.

In besagten Ländern leben rund 130 
Millionen Menschen. Und alle Länder 
haben ein tieferes Einkommen als die 
Schweiz. Beispielsweise liegt das BIP 
pro Kopf der Ukraine bei rund 7000 
Franken (Schweiz ca. 95 000 Franken). 
Der Druck auf unseren Arbeitsmarkt 
wird damit massiv vergrössert. Wie soll 
die Schweiz Verträge mit einer EU ab-
schliessen, in der bald rund 600 Millio-

nen Menschen leben? Und alle diese 
600 Millionen Menschen haben einen 
tieferen Wohlstand als wir das in der 
Schweiz haben.

Aus diesen Gründen muss die Schweiz 
die Zuwanderung in unser Land wie-
der selber steuern. Deshalb stimme 
ich JA zur Volksinitiative «Keine 10-Mil-
lionen-Schweiz!». Nach Annahme der 
Initiative können immer noch rund 
40 000 Menschen pro Jahr in unser 
Land einwandern. Aber über 100 000 
zugewanderte Menschen pro Jahr be-
lasten unsere Infrastruktur übermäs-
sig.

Markus Bopp
Kantonsrat SVP 
Otelfingen
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AUS DEM OPFIKER GEMEINDERAT

Schulkosten im Aufwärtstrend – wo liegt die Grenze?
Ein Blick in aktuelle Jahresrechnungen und Geschäftsberichte verschiedener Gemeinden zeigt ein wiederkehrendes 
Muster: Die Kosten im Schulbereich steigen kontinuierlich, obwohl die Schülerzahlen vielerorts stagnieren  
oder sogar leicht zurückgehen. Diese Entwicklung ist kein Einzelfall, sondern Ausdruck eines strukturellen Trends.

Bildung ist eine zentrale staatliche Auf-
gabe und bildet das Fundament für un-
sere gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Zukunft. Gleichzeitig stellt sich zu-
nehmend die Frage nach der finanziel-
len Tragbarkeit.

Ein wesentlicher Treiber dieser Ent-
wicklung liegt im Ausbau unterstüt-
zender Angebote. Insbesondere die in-
tegrative Förderung hat in den ver-
gangenen Jahren stark an Bedeutung 
gewonnen. Zusätzliche Fachpersonen, 
spezialisierte Dienstleistungen sowie 
ein wachsender Koordinationsaufwand 
führen zu steigenden Personalkosten, 
oft unabhängig von der Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler. Die Schule 
wird komplexer und damit auch teu-
rer.

Gute Absichten genügen nicht
Die integrative Schule basiert auf einem 
breit abgestützten gesellschaftlichen 
Konsens: Möglichst alle Kinder sollen 
im Regelunterricht ihren Platz finden. 
Dieses Ziel ist richtig und wichtig. Doch 
gute Absichten allein genügen nicht.

Entscheidend ist, ob die eingesetzten 
Mittel tatsächlich die gewünschte Wir-
kung entfalten. Genau hier fehlt es häu-
fig an Transparenz sowie an klaren, 
nachvollziehbaren Kriterien zur Er-
folgsmessung.

Die Praxis zeigt, dass zusätzliche Res-
sourcen nicht automatisch zu besseren 
Bildungsergebnissen führen. Ohne kon-
sequente Überprüfung besteht die Ge-

fahr, dass sich Strukturen verfestigen, 
deren Nutzen unklar bleibt. Integrati-
on darf kein Selbstzweck sein. Sie 
muss sich an klar definierten Zielen 
orientieren und sich kritischen Fragen 
stellen: Wo stiftet sie den grössten Nut-
zen? Wo sind ihre Grenzen erreicht? 
Und wo braucht es neue Ansätze statt 
einer stetigen Ausweitung bestehender 
Modelle?

Bildung braucht Prioritäten 
und Augenmass
Die steigenden Schulkosten sind kein 
isoliertes Phänomen einzelner Gemein-
den, sondern Ausdruck einer grundle-
genden Entwicklung. Neue pädagogi-

sche Anforderungen, gesellschaftliche 
Erwartungen und zusätzliche gesetzli-
che Vorgaben führen zu einem konti-
nuierlichen Ausbau von Leistungen.

Gleichzeitig fehlt häufig eine über-
geordnete strategische Diskussion dar-
über, welche Schwerpunkte gesetzt wer-
den sollen  – und wo bewusst auf zu-
sätzliche Angebote verzichtet werden 
kann.

Es entsteht der Eindruck eines schlei-
chenden Automatismus: Mehr Anforde-
rungen führen zu mehr Personal, mehr 
Personal zu höheren Kosten – und diese 
Entwicklung wird nur selten grund-
sätzlich hinterfragt. Genau hier ist die 
Politik gefordert.

Es braucht eine offene und ehrliche 
Debatte über zentrale Fragen: Was darf 
uns Bildung kosten und wofür setzen 
wir die Mittel ein? Welche Leistungen 
sind unverzichtbar, und wo bestehen 
Effizienzpotenziale?

Eine nachhaltige Bildungspolitik 
zeichnet sich dadurch aus, dass sie 
Qualität sichert und gleichzeitig die 
finanziellen Realitäten im Blick behält. 
Der Anspruch an eine gute Schule ist 
hoch und berechtigt. Ebenso berech-
tigt ist der Anspruch der Steuerzahlen-
den auf einen verantwortungsvollen 
Umgang mit öffentlichen Mitteln.

Zwischen diesen beiden Polen gilt es, 
eine tragfähige Balance zu finden. Diese 
entsteht nicht von selbst – sie ist das 
Ergebnis klarer politischer Entscheidun-
gen und konsequenter Prioritätenset-
zung.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Rede als Alterspräsident des Gemeinderats
Als Alterspräsident durfte ich die konstituierende Sitzung, die erste Sitzung der neuen Legislaturperiode 
von 2026 bis 2030, leiten – zumindest bis zur Wahl des neuen Ratspräsidenten.

Alterspräsident im Gemeinderat wird 
diejenige Person, die am meisten Amts-
jahre im Parlament aufweisen kann. Bei 
der letzten Sitzung wiesen drei Perso-

nen längere Amtszeiten auf, darunter 
der bekannte grüne Politiker Markus 
Knauss, der aber abgewählt wurde.

Ich durfte an der Sitzung 31 neue 
Ratsmitglieder namentlich begrüssen, 
davon war eine Person schon einmal 
im Rat und sogar Ratspräsident. Zudem 
hatte ich das Privileg, eine Rede zu hal-
ten. Vorgängig hatte ich recherchiert 
und bin zum Beispiel auf die Rede des 
Alterspräsidenten im deutschen Bundes-
parlament gestossen. Gregor Gysi hatte 

eine Redezeit von 37 Minuten. Eines 
war sicher: dass ich wesentlich kürzer 
sein werde (schlussendlich waren es 
rund 10 Minuten).

Jubiläum und Exil
Bei meiner Rede war nicht verwunder-
lich, dass ich mein «Jubiläum» erwähn-
te, und zwar, dass ich vor 10 Jahren 
schon einmal auf dem «Bock» war – als 
Ratspräsident im Amtsjahr 2016/2017. 
Dies war aber im ehrwürdigen Rathaus 

am Limmatquai. Jetzt sind wir im 
Rathaus Hard in Zürich-Aussersihl in 
der Bullingerkirche in der Nähe des 
Hardplatzes. Bezogen wurde dieses Pro-
visorium aufgrund des Umbaus des 

Rathauses. Ob und wann wir zurück-
kehren dürfen oder noch länger im 
«Exil» verweilen müssen, steht noch 
offen.

Appell an die Mitglieder
In meiner Rede als Alterspräsident 
habe ich auch Appelle an das Plenum 
gerichtet. So ging ich auf Artikel 16 Ab-
satz 2 der Bundesverfassung (BV) ein, 
der lautet: «Jede Person hat das Recht, 
ihre Meinung frei zu bilden und sie un-
gehindert zu äussern und zu verbrei-
ten.»

Zudem habe ich auf die politischen 
Rechte nach Artikel 34 der BV und auf 
die Gemeindeordnung der Stadt Zü-
rich hingewiesen, wonach die Mitglie-
der des Gemeinderats ohne Instrukti-
onen stimmen.

Dieser Appell zeigte im Verlaufe der 
Ratssitzung Wirkung. Die drei Partei-
en Grüne, SP und AL wollten einem 
SVP-Kandidaten die Wahl zum Vizeprä-
sidenten in die Geschäftsprüfungskom-
mission verweigern. Obwohl diese drei 
Parteien über eine Mehrheit im Parla-
ment verfügen, brachten sie die Mehr-
heit zur «Nichtwahl» nicht zustande, 
und der SVP-Kandidat wurde wie von 
der SVP-Fraktion vorgeschlagen erfolg-
reich gewählt.

Wenn man die neuesten Eskapa-
den aus dem Zürcher Baudeparte-
ment verfolgt, reibt man sich er-
staunt die Augen: Der grüne Re-
gierungsrat Martin Neukom, der 
sich gerne als fortschrittlich und 
sachbezogen inszeniert, liefert 
uns ein Lehrstück in Sachen Eitel-
keit und politischer Selbstinszenie-
rung. Dass ein Regierungsrat des 
Kantons Zürich sein Porträt für die 
Nachwelt anfertigen lässt, ist gute, 
sogar schöne Tradition. Doch die 
Art und Weise, wie Neukom in sei-
nem speziellen Fall gehandelt hat, 
spricht Bände über das Ego-Ver-
ständnis der Zürcher Linken. Hier 
geht es nicht mehr um das Amt, 
sondern um die Glorifizierung der 
eigenen Person – die er erst nach 
dem medialen Wirbel aus dem ei-
genen Sack berappt hat.
Besonders stossend ist die morali-
sche Aufladung dieses Vorgangs. 
Neukom hat sich wohl bewusst 
einen Künstler im Rollstuhl aus-
gesucht, um sein Konterfei zu ver-
ewigen. Das riecht förmlich nach 
dem krampfhaften Versuch, die 
eigene politische Korrektheit zur 
Schau zu stellen. Man schmückt 
sich mit der «Inklusion», um das 
eigene Image aufzupolieren. Es 
ist diese typische linke Art: Man 
wählt jemanden nicht primär 
wegen seiner spezifischen künstle-
rischen Sprache aus, sondern weil 
das Merkmal der Behinderung so 
wunderbar in den Anspruch der 
moralischen Überlegenheit passt. 
Dass man dabei einen Menschen 
mit einer schwierigen Lebensge-
schichte instrumentalisiert, scheint 
niemanden zu stören, solange die 
Aussenwirkung stimmt.
Dieses Gezerre um Pinselstriche 
und Lichtverhältnisse zeigt die 
völlig falschen Prioritäten im Bau-
departement. Während die Zür-
cher Bevölkerung unter der Mas-
senzuwanderung, explodieren-
den Mieten und einer verfehlten 
Verkehrspolitik leidet, hat Regie-
rungsrat Martin Neukom offen-
sichtlich nichts Besseres zu tun, als 
über die Darstellung seiner selbst 
zu nörgeln. Statt die Perspektive 
des Künstlers – die geprägt ist von 
einer harten Lebensrealität – zu 
würdigen, wird sie abgewiesen, 
weil das Spiegelbild nicht schmei-
chelhaft genug ausfällt. Er wäre 
gut beraten gewesen, die künst-
lerische Handschrift des Malers im 
Vorfeld genau zu studieren, an-
statt sich im Nachhinein über das 
Resultat zu beklagen.
Gleich drei Werke hatte der Künst-
ler geliefert, und keines schien 
Martin Neukoms Selbstbild zu 
entsprechen. Er war unzufrie-
den, fühlte sich «entstellt». «So 
kennen wir den Martin nicht», 
und eine Begleiterin meinte gar, 
ihren Grossvater kurz vor dessen 
Tod zu sehen. Zugegeben, über 
Kunst lässt sich bekanntlich strei-
ten. Aber wer einen Künstler en-
gagiert, der durch sein Schicksal 
die Welt mit anderen Augen sieht 
und dessen Werk zwangsläufig 
auch Schmerz, Tiefe und eine un-
geschönte Realität ausdrückt, darf 
sich nicht wundern, wenn das 
Ergebnis kein digital optimier-
tes Werbeplakat für die nächste 
Wahlkampagne ist.

Die Posse um 
ein Porträt

von
Marion Matter

Fadegrad

Roger Bartholdi
Gemeinderat SVP
Zürich

Kevin Husi-Fiechter
Fraktionspräsident SVP
Opfikon

Die SVP-Fraktion hat die neue Legislatur in Angriff genommen.� Bild: zVg

Es braucht in der Bildungspolitik eine offene und ehrliche Debatte über zentrale Fragen.� Bild: Pixabay

«Die gestärkte SVP-Fraktion 
wird weiterhin für ein lebens-
wertes Zürich kämpfen.»
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Montag, 11. Mai 2026
19.15 Uhr

Öffentlicher Anlass 

Zuwanderung begrenzen, Armee stärken, 
Wohneigentum ermöglichen 

Ref. Kirchgemeindehaus
Rösslirain 2, 8702 Zollikon

Alle sind herzlich willkommen - auch Nichtmitglieder!
Im Anschluss an die Veranstaltung wird ein kleiner Apéro offeriert. www.svp-zollikon.ch

Sibylle Lehner 
Rechtsanwältin

Gregor Rutz
Nationalrat

Informationsabend zur Nachhaltigkeitsinitiative, zum Zivildienstgesetz 
und zur kantonalen Wohneigentums-Initiative (Abstimmung vom 14. Juni)

Benjamin Fischer
Nationalrat

Moderation

LESERBRIEF

Die aktuelle Entwicklung in  
der Schweiz macht mich wütend
Ein Artikel in der «NZZ» bringt es auf 
den Punkt: Die Wohnungsnot ist real 
und trifft insbesondere Familien und 
junge Menschen, die sich ihr eigenes 
Zuhause aufbauen wollen. Über Mona-
te hinweg suchen diese jungen Erwach-
senen, die meist noch am Anfang der 
Karriereleiter über wenig Eigenmittel 
verfügen, eine geeignete, bezahlbare 
Wohnung, aber der Markt ist völlig über-
lastet. Wenn für 100 000 Zuwanderer 
jährlich 45 000 zusätzliche Wohnungen 
benötigt werden, ist es kein Wunder, 
dass die Mieten explodieren und Nor-
malverdiener aus den Zentren verdrängt 
werden.

Nationalrat Marcel Dettling hat recht, 
wenn er im Interview warnt, dass wir 
bald «in Hasenställen leben wie in 
China». Wir betonieren unser schönes 
Land in einem beängstigenden Tempo 
zu, nur um das ungebremste Bevölke-

rungswachstum aufzufangen. Das ist 
weder nachhaltig noch im Sinne unse-
rer Kinder. Die Initiative «Keine 10-Mil-
lionen-Schweiz!» ist kein Angriff auf 
gut integrierte Ausländer, die einen 
Mehrwert für unser Land schaffen. Mit 
der Initiative können noch immer bis 
zu 40 000 Personen einwandern.

Sorgen wir dafür, dass gezielt jene 
ausländischen Arbeitskräfte in unser 
Land kommen, die wir wirklich benö-
tigen – und leisten wir so den dringend 
benötigten Beitrag, um den Kollaps un-
seres Wohnungsmarktes und unserer 
Infrastruktur zu verhindern. Unsere be-
grenzten Ressourcen müssen wir end-
lich schützen. Am 14. Juni stimme ich 
mit voller Überzeugung JA zur Nach-
haltigkeits-Initiative.

Andres Ott, 
Gemeinderat SVP Uster

LESERBRIEF

Die fatale Fehleinschätzung – Keine 10-Millionen-Schweiz
Schon damals, als das Volk über die 
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
im Zuge der EU-Osterweiterung im Sep-
tember 2002 und Februar 2009 ab-
stimmte und beide Vorlagen annahm, 
war nicht klar, wie sich die Zuwande-
rung entwickeln würde. Der Bundes-
rat sprach, gestützt auf unabhängige 
Studien, von maximal 8000 bis 10 000 
Zuwanderern pro Jahr. Heute sind es 
über 100 000 pro Jahr – eine absolut fa-
tale Fehleinschätzung von Bundesbern. 
Es kommen zehn Mal mehr als prog-
nostiziert.

Im Juli 2011 lancierte die SVP die 
eidgenössische Volksinitiative «Gegen 
Masseneinwanderung», die am 9. Febru-
ar 2014 vom Volk angenommen wurde. 
Doch dieser Volkswille wurde und wird 
bis heute vom Bundesrat und einigen 
Parlamentarierinnen und Parlamenta-
riern nicht umgesetzt. Die sogenannte 
«Light Version» hat die Zuwanderung 
auch nicht gebremst. Das Volk wird 
nicht mehr ernst genommen! Ich fühle 
mich belogen und hintergangen.

Umso wichtiger ist nun die Nachhal-
tigkeits-Initiative. In dieser sehe ich zu-

mindest ein Werkzeug, um die Zuwan-
derung künftig zu steuern. Die Situati-
on in unserem Land zeigt es: verstopf-
te Strassen, überlastete Infrastruktur, 
überfüllter ÖV, immer weniger Grün-
fläche, Littering im öffentlichen Raum 
(Parks, Strassen, ÖV und auf Spielplät-
zen). Diese Entwicklung ist inakzepta-
bel, untragbar, unverantwortlich und 
beängstigend. So kann und darf es nicht 
weitergehen. Darum kommt am 14. Juni 
2026 nur ein JA in die Urne.

Heidi Jucker, Adliswil

SVP DIETIKON

Friedliches 1.-Mai-Fest der SVP Dietikon
Am 1. Mai fand erneut der traditionsreiche Anlass der SVP Dietikon statt, an dem viele Kinder und Erwachsene  
aus nah und fern auf dem Bauernhof Bräm empfangen wurden.

Das Wetter liess uns wie immer nicht 
im Stich und man musste erneut auf-
passen, dass man sich keinen Sonnen-
stich holte. Unser diesjähriges Event 
wurde durch Rudolf Marty und Mathi-
as Wischenbart und ihre Crew organi-
siert. Als Dankeschön durften sie über 
100 Gäste mit Getränken, Würsten, 
Steaks, selbstgemachtem Kuchen und 
Kaffee verpflegen; und das wie immer 
alles zu familienfreundlichen Preisen. 
Während sich die Eltern der Kulinarik 

und guten Gesprächen widmen konn-
ten, durften die Kinder unbekümmert 
in frühlingshafter Bauernhofumgebung 
herumspringen.

Die anschliessende Festansprache 
hielt der Aargauer SVP-Nationalrat 
Benjamin Giezendanner. Er informier-
te uns über aktuelle Themen aus Bun-
desbern und was sonst noch so hinter 
den Kulissen stattgefunden hat. Die 
Gäste schätzten es sehr, dass National-
rat Benjamin Giezendanner sich mit 

ihnen im direkten Kontakt austausch-
te und Fragen beantwortete. Auch die 
Dietiker SVP-Politprominenz fehlte 
nicht und erwies uns ihre Ehre. Wie 
immer standen auch sie volksnah für 
Gespräche zur Verfügung. Wir freuen 
uns auf den 1. Mai 2027! Seien Sie dann 
auch dabei.

Rochus Burtscher, 
Kantonsrat und 

Präsident SVP Dietikon

NR Benjamin Giezendanner während 
der Festansprache.� Bild: zVg

Grossandrang an der 1. -Mai-Veranstaltung der SVP Dietikon. 
� Bild: zVg

Sie lieben die Schweiz?
 Treten Sie noch heute der SVP bei und  
setzen Sie sich für unser Land ein.
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SVP-VERANSTALTUNGEN

Junge SVP
Dienstag, 19. Mai 2026, Veranstaltung zum 
EU-Unterwerfungsvertrag, GZ Riesbach, See-
feldstrasse 93, Zürich, mit Nationalrat Gre-
gor Rutz. Türöffnung 19.30 Uhr, Referat 
20.00 Uhr.

Bezirk Affoltern
Dienstag, 12. Mai 2026, 19.30 Uhr, Podium 
zur Nachhaltigkeits-Initiative, Gartencenter 
Guggenbühl, Am Lochenweiher 14/16, Bon-
stetten. Anschliessend Apéro.

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Dienstag, 19. Mai 2026, 19.30 Uhr, Podium 
Nachhaltigkeits-Initiative und EU-Verträge, 
Gemeindesaal, Am Rainli 4, Bonstetten, mit 
den Nationalräten Martin Hübscher und 
Thomas Aeschi, Fraktionspräsident.

Montag, 22. Juni 2026, 19.30  Uhr, Veran-
staltung gegen den EU-Unterwerfungsver-
trag, Gemeindesaal, Am Rainli 4, Bonstet-
ten, mit Nationalrat Franz Grüter.

Bezirk Andelfingen / Flaach
Samstag, 27. Juni 2026, 18.00 Uhr, Sommer-
fest, Worbighalle, Botzengasse 15, Flaach, 
mit Nationalrat Marcel Dettling, Präsident 
SVP Schweiz.

Bezirk Andelfingen / 
Laufen-Uhwiesen
Freitag, 3. Juli 2026, 18.30 Uhr, Veranstal-
tung gegen den EU-Unterwerfungsvertrag, 
Schützenhaus, Steinerberg 313, Uhwiesen, 
mit Nationalrat Martin Hübscher. Anmel-
dung an info@widiart.ch.

Bezirk Andelfingen / Marthalen
Samstag, 13. Juni 2026, 18.00 Uhr, Veran-
staltung gegen den EU-Unterwerfungsver-
trag, Firma Stutz Baggerunternehmung, Bär-
chistrasse 6, Marthalen, mit Nationalrätin 
Barbara Steinemann. Festwirtschaft. An-
schliessend Live-Übertragung Fussball-WM-
Spiel Katar – Schweiz.

Bezirk Bülach / Hüntwangen
Donnerstag, 4. Juni 2026, 19.30 Uhr, Ver-
anstaltung gegen den EU-Unterwerfungs-

vertrag, Goldbachschür, Dorfstrasse 59, Hünt-
wangen, mit Kantonsrat Tobias Weidmann, 
Fraktionspräsident. Anschliessend Apéro.

Bezirk Bülach / Rafz
Donnerstag, 21. Mai 2026, 06.30 Uhr, Stand-
aktion zur Nachhaltigkeits-Initiative, Bahn-
hof Rafz.

Samstag, 23. Mai 2026, 09.00 Uhr, Stand-
aktion zur Nachhaltigkeits-Initiative, Volg 
Rafz, mit Nationalrätin Barbara Steinemann. 
Für das leibliche Wohl ist gesorgt.

Bezirk Bülach / Wil
Sonntag, 10. Mai 2026, 10.00  Uhr, Früh-
schoppen, Weingut, Sonnenberg 1, Wil, mit 
Nationalrätin Therese Schläpfer.

Bezirk Dielsdorf / Dänikon
Dienstag, 12. Mai 2026, 19.30 Uhr, Veran-
staltung zur Nachhaltigkeits-Initiative, Anna 
Stüssi Haus, Oberdorfstrasse 3, Dänikon, mit 
Nationalrat Thomas Matter.

Bezirk Dielsdorf / Niederhasli
Freitag, 26. Juni 2026, bis Sonntag, 28. Juni 
2026, SVP-Stand am Dorffest, Dorfstrasse, 
Niederhasli.

Bezirk Dielsdorf / Stadel
Samstag, 9. Mai 2026, 11.00  – 16.00  Uhr, 
SVP-Stand am Frühlingsmarkt, Dorfkern, 
Stadel.

Bezirk Hinwil / Wetzikon
Freitag, 29. Mai 2026, 16.00 Uhr, Standak-
tion, vor dem Oberland Märt, Wetzikon, mit 
den Kantonsräten Paul von Euw und Daniel 
Wäfler.

Bezirk Horgen / Horgen
Montag, 11. Mai 2026, 19.30 Uhr, Infoanlass 
Wohneigentums-Initiative und Wohn-Initi-
ativen, Kulturzentrum Alte Schule, Alte Land-
strasse 26, Horgen, mit Kantonsrat Marcel 
Suter und Alt Nationalrat Hans Egloff.

Bezirk Meilen / Stäfa
Dienstag, 12. Mai 2026, 18.30 Uhr, Informa-
tionsanlass zur Neutralitätsinitiative, Res-
taurant Sunshine Hill, Bergstrasse 202, Stäfa, 
mit a. Botschafter Dr. David Vogelsanger, 
ehemaliger Präsident SVP Bezirk Affoltern.

Bezirk Pfäffikon / Bauma
Mittwoch, 27. Mai 2026, 19.30 Uhr, Podium 
zur Nachhaltigkeits-Initiative, Gasthof Tanne, 
Dorfstrasse 16, Bauma, mit Nationalrat Mar-
cel Dettling, Präsident SVP Schweiz, und 
Kantonsrat Paul von Euw.

Bezirk Pfäffikon / Russikon
Dienstag, 12. Mai 2026, 19.30 Uhr, 72. Gene-
ralversammlung, Rest. Krone im kleinen 
Saal, Russikon, 18.30 Uhr Imbiss, 19.30 Uhr 
Versammlung.

Bezirk Uster / Volketswil
Freitag, 8. Mai 2026, 19.30 Uhr, Infoanlass 
zur Nachhaltigkeits-Initiative, Gemeinschafts-
zentrum Au, In der Au 1, Volketswil, mit 
Nationalrat Martin Haab.

Bezirk Winterthur / Neftenbach
Samstag, 9. Mai 2026, 10.00  – 14.00  Uhr, 
Grill, Gemeindehausplatz, Neftenbach.

Bezirk Winterthur / Seuzach
Dienstag, 19. Mai 2026, 19.30 Uhr, Veran-
staltung gegen den EU-Unterwerfungsver-
trag, Mehlhüsli, Stationsstrasse 2, Seuzach, 
mit Nationalrätin Nina Fehr Düsel.

Samstag, 6. Juni 2026, 13.00 Uhr, Veran-
staltung gegen den EU-Unterwerfungsver-
trag, Mehlhüsli, Stationsstrasse 2, Seuzach, 
mit Alt Bundesrat Ueli Maurer und Natio-
nalrätin Barbara Steinemann. Wurst und 
Getränke offeriert.

Stadt Zürich
Montag, 11. Mai 2026, 19.00 Uhr, Podium 
zur Nachhaltigkeits-Initiative, Hotel Glocken-
hof, Sihlstrasse 31, Zürich, mit National-
rätin Barbara Steinemann und Kantonsrat 
Domenik Ledergerber, Präsident SVP des 
Kantons Zürich. Anschliessend Apéro.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 27. Mai 2026, 19.00 Uhr, Veran-
staltung zur Kompass-Initiative, The Hall, 
Hoffnigstrasse 1, Dübendorf.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

Jobs
Möglichkeiten, für die SVP zu arbeiten.

 

Reise zur Herbstsession nach Bern  
ins Bundeshaus / Treffen mit 
Nationalrätin Barbara Steinemann  
 

Montag, 28. September 2026 
 
Programm 
13:30 Uhr  Abfahrt Dietikon, Parkplatz Zelgli 
15:30-16:30 Uhr  Ankunft Bern / Sicherheitskontrolle Bundeshaus  
 (UNBEDINGT GÜLTIGE ID MITNEHMEN, SONST KEIN EINLASS!!!) 
16:30-17:30 Uhr Besuch Sitzung des Nationalrates  
17:30-18:00 Uhr  Führung Bundeshaus 
18:00 Uhr Nachtessen im Bundeshaus-Restaurant "Galerie des Alpes",  
20:00 Uhr Abfahrt Bern, Rückfahrt nach Dietikon 
ca. 21:30 Uhr Ankunft Dietikon 
 
Kosten 
Fr. 50.—/Person (Inbegriffen: Busfahrt nach Bern, Nachtessen im  Bundeshaus-
Restaurant "Galerie des Alpes" (Einheitsmenü); Getränke z. L. der Teilnehmenden) 
 
Die Teilnehmerzahl ist auf 25 Personen beschränkt  
Berücksichtigung nach Eingang der Anmeldung 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Anmeldung 
Per Post an: Roger Bachmann, Schürlistrasse 30, 8953 Dietikon 
Per E-Mail an: roger.bachmann@bluemail.ch 
 

Ich/wir komme(n) gerne mit nach Bern ins Bundeshaus 
 
Name/Vorname:   
 
Name/Vorname:  
 
Adresse/PLZ/Ort:  
 
E-Mail:  
 
Telefon/Mobil:  

  

 

 

SPANNENDER DISKUSSIONSABEND  
ZUR NACHHALTIGKEITS-INITIATIVE 

Mittwoch, 20. Mai 2026, 19:00 Uhr 
Aula Sekundarschule Schmittenwis 

Alte Stationsstrasse 1, 8166 Niederweningen 

 

Die Nachhaltigkeits-Initiative steht im Spannungsfeld aktueller und wichtiger politischer 
Fragen. Wie gelingt der Ausgleich zwischen dem Anliegen, die Zuwanderung zu 
begrenzen und eine Überlastung von Infrastrukturen, dem Wohnungsmarkt und der 
Umwelt zu verhindern und dem Interesse, unsere Versorgung und die Wirtschaft zu 
sichern und das Verhältnis mit der EU nicht zu gefährden? Diese Fragen diskutieren 
kontrovers Nationalrat Benjamin Fischer, SVP und Nationalrat Beat Walti, FDP. Serge 
Gaillard, ehem. Direktor der Eidgenössischen Finanzverwaltung, kommentiert mit 
pointierten Inputs. 

CONTRA PRO INPUT 

   

NR Beat Walti 
FDP 

NR Benjamin Fischer 
SVP 

Dr. Serge Gaillard 
Ehem. Direktor EFV 

 
Moderation: 
Barbara Franzen (FDP) und Beatrice Derrer (SVP) 

 
Im Anschluss Apéro 
Eine Veranstaltung der FDP Bezirk Dielsdorf, der SVP Bezirk Dielsdorf und der FDP 
Niederweningen 

undPro Contra

Viviane Kägi,
GLP

Ivo Hasler,  
SP

Sven Kollbrunner,
SVP 

Martin Hübscher,  
SVP

Begrüssung:  Stefan Stutz, Präsident SVP Bezirk Andelfingen

Ort: Restaurant Stube, Uf de Strass 1,  
 8460 Marthalen

Datum: Montag, 11. Mai 2026

Zeit: 18.30 Uhr

Keine 10-Millionen-Schweiz!

Einladung zur Podiumsdiskussion
über die Nachhaltigkeitsinitiative

Alle sind eingeladen!

nachhaltigkeitsinitiative.ch

Keine 
10-Millionen 

          SchweizJA
Kommen auch SIE und diskutieren 
Sie mit unseren hochkarätigen 
Podiumsteilnehmern. 

Der Zürcher Bote  |  Nr. 19  |  Freitag, 8. Mai 20268    VERANSTALTUNGEN

IMPRESSUM

ISSN 1660-6701 
ISSN 2296-3480

Offizielles Organ des Zürcher Bauernverbandes. 

Jahresabonnement Print + Online: Fr. 73.– + 
2,6 % MWSt (Ausland auf Anfrage). Jahres
abonnement Online: Fr. 65.– inkl. 2,6 % MWSt. 
Redaktion: ZBV, Lagerstrasse 14, 8600 Düben-
dorf, bauernverband@zbv.ch, Ferdi Hodel (FH), 
Telefon 044 217 77 33.
Insertionspreise: www.zbv.ch/zuercher-bauer. 
Abonnementsdienst: Zürcher Bauernverband, 
Lagerstrasse 14, 8600 Dübendorf, Telefon 
044 217 77 33, abo@zuercher-bauer.ch.

Offizielles Organ der Schweizerischen 
Volkspartei des Kantons Zürich.

Abonnementspreis: Für die Schweiz jährlich 
für Parteimitglieder Fr. 55.–, für Nichtmitglie- 
der Fr. 75.–. Redaktion: SVP, Lagerstrasse 14, 
8600 Dübendorf, zb@svp-zuerich.ch, Sean 
Burgess, Telefon 044 217 77 68.
Insertionspreise: www.svp-zue​rich.ch/zurcher-
bote. Abonnementsdienst: SVP des Kantons 
Zürich, Lagerstrasse 14, 8600  Dübendorf, Tele-
fon 044 217 77 66, sekretariat@svp-zuerich.ch.

Interne Autoren: SB – Sean Burgess; RW – Reinhard Wegelin; ROMÜ – Roland Müller.

Erscheint jeden Freitag. Inseratenannahme: SVP des Kantons Zürich, Lagerstrasse 14, 8600 Düben-
dorf, Telefon 044 217 77 63, inserate@svp-zuerich.ch. Inseratenschluss: Mittwoch, 12.00 Uhr. 
Veranstaltungsmeldungen: veranstaltungen@svp-zuerich.ch Layout: Mattenbach Zürich AG, Binz-
strasse 9, 8045 Zürich. Druck: Mittelland Zeitungsdruck AG (AZ Print), Neumattstrasse 1, 5001 Aarau.

http://www.svp-­zuerich.ch/zurcher-bote
http://www.svp-­zuerich.ch/zurcher-bote
mailto:sekretariat%40svp-zuerich.ch?subject=

	Alle Layouts
	2026_19_Bote_01_Front [P]
	2026_19_Bote_02_Eid_Politik [P]
	2026_19_Bote_03_Kt_Zuerich [P]
	2026_19_Bote_04_Aktuell [P]
	2026_19_Bote_05_Aktuell [P]
	2026_19_Bote_06_Parlamentsgemeinden [P]
	2026_19_Bote_07_Aktuell [P]
	2026_19_Bote_08_Veranstaltungen [P]


